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24. März 2026

Nr. 2026-170 0.0.0 Bericht und Antrag des Regierungsrats an den Landrat zu Teilrevision des 
Gesetzes über die geheimen Wahlen, Abstimmungen und die Volksrechte (WAVG)

I. Zusammenfassung

Das geltende Gesetz über die geheimen Wahlen, Abstimmungen und die Volksrechte (WAVG; 
RB 2.1201) bereitet den zuständigen Behörden immer wieder Schwierigkeiten bei der Umset­
zung. Um diese Probleme zu beheben und das Wahl- und Abstimmungsverfahren zu verbessern, 
ist eine Teilrevision des WAVG vorgesehen.

Die geplanten Änderungen betreffen vorwiegend technische und organisatorische Vorschriften, 
beispielsweise zu den bei stillen Wahlen geltenden Fristen, den Öffnungszeiten der Urnen und 
zum Verfahren der Stimmenzählung. Zudem soll eine neue Möglichkeit geschaffen werden, die 
Stimmberechtigten besser zu informieren: Personen, die sich für ein zu besetzendes Amt inter­
essieren, sollen ihre Kandidatur bei der Gemeinde- oder Standeskanzlei melden können, damit 
diese veröffentlicht wird.

Darüber hinaus sind auch formelle und redaktionelle Anpassungen notwendig, die im Rahmen 
der Revision vorgenommen werden sollen.
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III. Ausführlicher Bericht

1. Ausgangslage

Im Anschluss an die Gesamterneuerungswahlen des Landrats im Jahr 2016 führte der Kanton 
Uri mit den Gemeinden eine Evaluation des Urner Wahl- und Abstimmungswesens durch, um 
allfällige Verbesserungsmöglichkeiten zu ermitteln. Dabei äusserten die Gemeinden verschie­
dene Anpassungswünsche, die eine punktuelle Änderung des WAVG bedingen. In der Folge 
legte der Regierungsrat dem Landrat im Frühjahr 2018 das Geschäft zur Revision des WAVG vor. 
Darin enthalten waren neben den von den Gemeinden angeregten Verbesserungen auch Be­
stimmungen, um im Kanton Uri die elektronische Stimmabgabe und das Vorschlagsverfahren 
für Majorzwahlen an der Urne einzuführen.

Der Landrat folgte am 21. März 2018 den Anträgen der Justizkommission, sämtliche Bestim­
mungen zur elektronischen Stimmabgabe und zum Vorschlagsverfahren für Majorzwahlen zu 
streichen. Nachdem die Durchführung einer Volksabstimmung beschränkt auf die übriggeblie­
benen, vorwiegend technischen und organisatorischen Anpassungen des WAVG zum damaligen 
Zeitpunkt - auch im Hinblick auf die damals anstehende Revision des Gesetzes über die Verhält­
niswahl des Landrates (Proporzgesetz; RB 2.1205) - nicht zweckmässig erschien, wies der Land­
rat das Geschäft am 18. April 2018 an den Regierungsrat zurück.

Im Frühjahr 2024 wandten sich die Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber der Ge­
meinden Attinghausen, Bürglen, Erstfeld, Flüelen, Seedorf, Schattdorf und Altdorf an die Justiz­
direktion mit dem Anliegen, der Kanton möge das Projekt zur Revision des WAVG wieder in die 
Hand nehmen, insbesondere um die von den Gemeinden angeregten technischen und organisa­
torischen Verbesserungen umzusetzen.

Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertretenden des Regierungsrats, der Standeskanzlei, der 
Justizdirektion sowie den Gemeindeschreibern der Gemeinden Attinghausen und Flüelen, erar­
beitete in der Folge die vorliegende Revisionsvorlage. Im Vordergrund standen die Anliegen der 
Gemeinden, denen bereits mit der 2018 vom Landrat an den Regierungsrat zurückgewiesenen 
Vorlage hätte Rechnung getragen werden sollen.

2. Grundzüge der Vorlage

Die vorgeschlagenen Änderungen wiederholen weitgehend die Anliegen aus der Vorlage von 
2018, soweit diese in der ersten Lesung vom 21. März 2018 vom Landrat beschlossen wurde. Sie 
betreffen vorwiegend technische und organisatorische Vorschriften, beispielsweise zu den bei 
stillen Wahlen geltenden Fristen, den Urnenöffnungszeiten, zum Zeitpunkt des Auszählungsbe­
ginns und zum Zählen der Stimmen.

Als wichtige Neuerung soll künftig dem Wunsch vieler Stimmberechtigter entsprochen werden, 
im Vorfeld von Wahlen verlässliche Informationen darüber zu erhalten, wer sich für ein zu beset­
zendes Amt zur Wahl stellt. Zu diesem Zweck können Kandidierende ihre Kandidatur freiwillig 
bei der Standes- oder Gemeindekanzlei melden. Diese veröffentlichen die Meldungen ansch­
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liessend auf geeignete Weise, zum Beispiel auf deren Websites.

Das neue Instrument der freiwilligen Meldung der Kandidatur soll den Stimmberechtigten die In­
formationsbeschaffung erleichtern. Gleichzeitig bietet es den Kandidierenden eine kostenlose 
Möglichkeit, ihre Bewerbung öffentlich bekannt zu machen. Ob eine Meldung erfolgt oder nicht, 
hat jedoch keinen Einfluss auf die Wählbarkeit der betreffenden Person.

Im Übrigen besteht an verschiedenen Stellen auch in formeller und redaktioneller Hinsicht An­
passungsbedarf, dem mit der vorliegenden Revisionsvorlage Rechnung getragen werden soll.

3. Vernehmlassungsverfahren

Der Regierungsrat eröffnete das Vernehmlassungsverfahren am 3. September 2025. Die interes­
sierten Kreise konnten bis zum 30. November 2025 ihre Stellungnahmen einreichen. Ange­
schrieben wurden alle Einwohnergemeinden (19) und Parteien (11) sowie diverse betroffene Or­
ganisationen (3). Folgende Interessengruppen gaben eine Stellungnahme ab:

Interessengruppe Anzahl Wer
Einwohnergemeinden 19 (alle)
Politische Parteien 6 Die Mitte Uri, FDP Uri, SP Uri, Grüne Uri, 

Grünliberale Kanton Uri, SVP Uri
Organisationen 1 Schweizerische Bundeskanzlei
Total 26

Alle Vernehmlassungseinreichenden befürworten die Vorlage insgesamt. Die grosse Mehrheit 
der vorgeschlagenen technischen und organisatorischen Änderungen und das neue Instrument 
der freiwilligen Meldung der Kandidatur werden von allen Einreichenden positiv beurteilt.

Auf breite Ablehnung stiess hingegen die im Vernehmlassungsentwurf vorgesehene Bestim­
mung von Artikel 28, wonach künftig für sämtliche Stimm- und Wahlzettel nur noch ein einziges 
Stimmkuvert zu verwenden gewesen wäre. Die bereits in der Vorlage aus dem Jahr 2018 vorge­
sehene Änderung sollte die Anzahl der erforderlichen Stimmkuverts reduzieren und die relativ 
häufig vorkommende Fehlerquelle eliminieren, dass Stimmzettel ins falsche Stimmkuvert gelegt 
werden. Die Bedenken der Gemeinden und Parteien, wonach ein solcher Systemwechsel die 
Fehleranfälligkeit des Auszählungsprozesses stark erhöhen und die Auszählung der zu priorisie­
renden eidgenössischen Abstimmungen verzögern könnte, vermochten indessen zu überzeu­
gen. Auf die Änderung von Artikel 28 wird deshalb in der vorliegenden Vorlage verzichtet.

Viele Gemeinden und die SP Uri kritisierten zudem die bei Wahlvorschlägen neu geforderte An­
gabe einer allfälligen Parteizugehörigkeit oder Zugehörigkeit zu einer politischen Gruppierung 
(Art. 18c Abs. 2 Bst. e). Diese könnte zu einem höheren administrativen Aufwand und zu forma­
len Unsicherheiten führen. Auch wird befürchtet, dass parteilose Kandidierende benachteiligt 
werden könnten. Anders als bei Wahlen im Proporzverfahren, wo bei der Bezeichnung des Wahl­
vorschlages die Partei-   oder Wählergruppenbezeichnung im Interesse der eindeutigen Identifi­
zierung und Zuordnung der Stimmen unverzichtbar ist (vgl. Art. 5 Proporzgesetz), kann bei Ma­
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jorzwahlen darauf verzichtet werden. Daher wird im vorliegenden Entwurf nicht daran festgehal­
ten.

Weiter regen alle Gemeinden an, Artikel 61 betreffend des jährlichen, vom Regierungsrat festzu­
setzenden Beitrags des Kantons an die Gemeinden für die Durchführung der eidgenössischen 
und kantonalen Abstimmungen und Wahlen zu revidieren. Die Bestimmung solle etwa vorse­
hen, dass zumindest die Kosten des Versands der Abstimmungsunterlagen vom Kantonsbeitrag 
gedeckt würden (was derzeit nicht der Fall sei). Wenngleich der Regierungsrat Verständnis für 
das Vorbringen der Gemeinden hat, so verzichtet er vorliegend auf einen Vorschlag zur Ände­
rung von Artikel 61. Dies, nachdem er die bestehende Regelung im Grundsatz auch heute noch 
als sachgerecht beurteilt.

4. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

Artikel 3

Die Stimmberechtigung wird in Artikel 17 der Verfassung des Kantons Uri (RB 1.1101) festgelegt. 
Statt diese auf Gesetzesstufe zu wiederholen, verweist Artikel 3 Absatz 1 künftig auf die Verfas­
sung des Kantons Uri. Zu Artikel 17 Absatz 1 der Verfassung des Kantons Uri ist Folgendes fest­
zuhalten:

Der heutige Wortlaut der Bestimmung ist nicht mehr zeitgemäss. Mit dem neuen Erwachsenen­
schutzrecht wurde die Entmündigung abgeschafft. Nach der heutigen Rechtslage wäre der 
Wortlaut von Artikel 17 Absatz 1 der Verfassung des Kantons Uri deshalb so anzupassen, dass 
anstelle von Personen, die «wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche entmündigt» sind, 
von solchen zu sprechen wäre, die «wegen dauernder Urteilsunfähigkeit unter umfassender Bei­
standschaft stehen oder durch eine vorsorgebeauftragte Person vertreten werden» (analog Arti­
kel 2 des Bundesgesetzes über die politischen Rechte [BPR]; SR 161.1). Ursprünglich war des­
halb geplant, zeitgleich mit der WAVG-Revision auch eine entsprechende Revision der Verfas­
sung des Kantons Uri vorzuschlagen. Aufgrund der aktuellen Entwicklungen könnte sich diese 
allerdings innert kurzer Frist als überholt erweisen: Sowohl auf Bundesebene als auch auf kan­
tonaler Ebene sind derzeit Bestrebungen zur Stärkung der politischen Rechte für Menschen mit 
Behinderungen im Gang. Die Motion 24.4266 «Politische Rechte für Menschen mit Behinderun­
gen» der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats wurde vom Nationalrat am 5. Mai 2025 
und vom Ständerat am 15. September 2025 gemäss der Empfehlung des Bundesrats angenom­
men. Auf kantonaler Ebene hat Landrat Noel Baumann, Altdorf, am 13. November 2024 eine 
Parlamentarische Empfehlung zu «Eine Urnerin, ein Urner, eine Stimme - politische Rechte auch 
für Menschen mit Behinderungen stärken!» eingereicht. Mit dem Beschluss vom 24. September 
2025 hat der Landrat diese gemäss dem Antrag des Regierungsrats überwiesen. Um ein Ausein­
anderfallen von eidgenössischen und kantonalen Stimmrechtsvoraussetzungen zu vermeiden, 
empfiehlt es sich, vorderhand den Entscheid auf Bundesebene abzuwarten (s. Antwort des Re­
gierungsrats vom 1. Juli 2025 [RRB Nr. 2025-419] zur erwähnten Parlamentarischen Empfehlung 
Noel Baumann, Altdorf).
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Zu Absatz 2: Das Bundesgesetz über Schweizer Personen und Institutionen im Ausland (Aus­
landschweizergesetz [ASG]; SR 195.1) regelt das Stimmrecht der Auslandschweizerinnen und 
Auslandschweizer in eidgenössischen Angelegenheiten und behält für kantonale und kommu­
nale Angelegenheiten das kantonale Recht vor (Art. 15 Abs. 2 ASG). Das Urner Recht sieht kein 
Stimmrecht der Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer vor, was nun in Absatz 2 aus­
drücklich festgehalten wird.

Artikel 9a

Diese Bestimmung wird neu in Artikel 13a geregelt.

Artikel 10 Absatz 3a und 4

Es entspricht einem praktischen Bedürfnis der Gemeinden, ihr Verwaltungspersonal unabhän­
gig vom Wohnsitz als Hilfspersonen zur Unterstützung des Urnenbüros einsetzen zu können.

In Absatz 4 wird künftig auf den Verweis auf das Gesetz über den Amtszwang verzichtet. Das Ge­
setz über den Amtszwang wurde mit Erlass des Gesetzes zur Besetzung der Behörden (GBB; 
RB 2.2221) per 6. Juni 2016 aufgehoben. Das GBB findet sodann auf das vom Gemeinderat zu 
wählende Urnenbüro keine Anwendung (s. Art. 2 GBB).

Artikel 12 Absatz 2

Die Standeskanzlei wird im geltenden WAVG grösstenteils ausdrücklich als zuständige Behörde 
benannt, teilweise wird jedoch auch von der «zuständigen Direktion» gesprochen (Art. 12 Abs. 2, 
Art. 17 Abs. 2, Art. 39 Abs. 1). Neu soll die Standeskanzlei einheitlich als solche bezeichnet wer­
den.

Artikel 13a

Die Bestimmung regelt neu die Abstimmungsorganisation in Bezug auf die Abstimmung durch 
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer. Die Bestimmung übernimmt inhaltlich den bis­
herigen Artikel 9a und ergänzt diesen. So sollen für die Bestellung des Urnenbüros, die Bezeich­
nung des Stimmlokals und die Ermittlung der Resultate die Bestimmungen des WAVG sinnge­
mäss gelten. Das aktuelle Recht kennt dazu keine Regelung.

Artikel 14 Absatz 4

Diese Regelung betrifft nicht das Wahl- und Abstimmungswesen und wird deshalb in das pas­
sendere Gemeindegesetz (GEG; RB 1.1111) verschoben.

Artikel 15

Die bisherige Monatsfrist, innert der der zweite Wahlgang stattzufinden hat, wird um zwei Wo­
chen verlängert und beträgt neu sechs Wochen.
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Gemäss Absatz 3 kann von einer Ersatzwahl abgesehen werden, wenn die Vakanz nicht mehr 
als sechs Monate vor den allgemeinen Erneuerungswahlen eintritt. Dies erscheint aus prakti­
schen und finanziellen Überlegungen angezeigt.

Artikel 16 Absatz 2

Die Bestimmung schafft die für die Praxis notwendige Flexibilität in begründeten Ausnahmefäl­
len. Das Abweichen der anordnenden Behörden von den gesetzlich vorgesehenen Fristen und 
Terminen (z. B. Art. 15 Abs. 1, Art. 18i Abs. 3) muss jedoch die Ausnahme bleiben und bedarf 
deshalb eines besonderen Grunds. Wie jede andere Verwaltungshandlung unterliegt auch das 
Festsetzen einer vom Gesetz abweichenden Frist bzw. eines abweichenden Termins den verfas­
sungsmässigen Grundsätzen, insbesondere dem Willkürverbot und dem Verhältnismässigkeits­
prinzip.

Artikel 17

Gemäss heute geltender Regelung müssen die Haupturnen am Abstimmungs- und Wahltag vor­
mittags von 10.00 bis 12.00 Uhr offengehalten werden. Eine Verkürzung der zwingenden Öff­
nungszeit auf 11.00 bis 12.00 Uhr erscheint im Hinblick darauf angezeigt, dass die Stimmab­
gabe an der Urne nur noch von wenigen Personen tatsächlich genutzt wird. Es bleibt jedoch den 
Gemeinden überlassen, ihre Urnen am Abstimmungstag schon vor 11.00 Uhr zu öffnen. Die Ur­
nenöffnungszeiten sind in jedem Fall der Standeskanzlei zu melden (Absatz 3).

Artikel 18b Absatz 2

Bisher konnten Wahlvorschläge bis zum siebtletzten Montag vor dem Wahltag eingereicht wer­
den. Damit blieb den Gemeinden nur sehr wenig Zeit, die Durchführung der Wahl vorzubereiten. 
Wahlvorschläge sind deshalb neu eine Woche früher (bis zum achtletzten Montag vor dem 
Wahltag) einzureichen.

Artikel 18c Absatz 2

Die Auflistung der erforderlichen Angaben lehnt sich an Artikel 47 Absatz 1bis BPR und Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe b des Proporzgesetzes an. Dementsprechend werden in Buchstabe a und b 
die erforderlichen Namensangaben präziser ausformuliert. 

Artikel 18i Absatz 3

Da der Termin zur Einreichung des Wahlvorschlags um eine Woche nach vorne verschoben wird 
(Art. 18b Abs. 2), ist auch ein Verschieben dieser Frist um eine Woche angezeigt.

Artikel 18m

Artikel 47 Absatz 1bis BPR sieht für die Nationalratswahlen im Majorzverfahren vor, dass der Kan­
ton alle Kandidaturen, die der kantonalen Wahlbehörde bis zum 48. Tag vor dem Wahltag ge­
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meldet worden sind, elektronisch und im kantonalen Amtsblatt veröffentlichen kann. Die Mög­
lichkeit der Kandidierenden, ihre Kandidatur bis zu einem bestimmten Stichtag zu melden und 
von Seiten des Kantons oder der Gemeinde öffentlich kommunizieren zu lassen, soll künftig im 
Kanton Uri bei sämtlichen Volkswahlen bestehen. Dabei werden im Wesentlichen die bundes­
rechtlichen Vorgaben für die Nationalratswahlen ins kantonale Recht übernommen.

Gemäss Artikel 18m ff. soll es Interessierten künftig freistehen, ihre Kandidatur bei der zuständi­
gen Standeskanzlei oder Gemeindekanzlei zu melden und die Information über die Kandidatur 
von derselben veröffentlichen zu lassen, beispielsweise durch Publikation auf deren Websites. 
Ob die Kandidierenden von dieser Möglichkeit Gebrauch machen oder nicht, bleibt diesen 
selbst überlassen - eine erfolgte oder unterlassene Meldung hat keine Auswirkungen auf die 
Wählbarkeit der Person. Dass die Meldung eine blosse Möglichkeit und keine Pflicht darstellt, 
ist von grundlegender Bedeutung und soll deshalb mit dem Begriff der Freiwilligkeit betont wer­
den.

Hauptsächliches Ziel des neuen Instruments der freiwilligen Meldung der eigenen Kandidatur 
soll es sein, den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern auf einfache und verlässliche Weise die 
Information zur Verfügung zu stellen, wer für ein zu besetzendes Amt überhaupt kandidiert. Zu­
sätzlich bietet die Meldung den Kandidierenden eine kostenlose Plattform, ihre Kandidatur be­
kannt zu machen.

Die freiwillige Meldung steht allen wählbaren Personen zur Verfügung, insbesondere auch je­
nen, die sich zur Wiederwahl stellen oder von ihrer Partei als Kandidatin oder Kandidat nomi­
niert wurden.

Die mit der Meldung zu machenden Angaben zur Person (Abs. 2) dienen zu deren klaren Identifi­
zierung und vereinfachen das Ausfüllen der Wahlzettel.

Als Stichtag für die freiwillige Meldung wird der 30. Tag vor dem Wahltag bestimmt (Abs. 4). Da­
bei wurde berücksichtigt, dass das Stimmmaterial frühestens vier und spätestens drei Wochen 
vor dem Wahltag zugestellt wird (s. Art. 31 Abs. 1). Die Stimmberechtigten sollen sich grund­
sätzlich bereits an dem Tag, an dem sie das Stimmmaterial erhalten, darüber informieren kön­
nen, wer sich als Kandidatin oder Kandidat zur Wahl stellt.

Artikel 18n

Als angemessene Information gemäss Absatz 2 kommt primär die Publikation auf den Websites 
des Kantons und der Gemeinden in Frage. Denkbar ist auch eine Veröffentlichung in den An­
schlagkästen der Gemeinden oder im kantonalen Amtsblatt. Selbstverständlich werden nur 
wählbare Personen publiziert. Die Kandidaturen können fortlaufend nach Eingang der Meldung 
publiziert werden. Die Publikation von zu spät gemeldeten Kandidaturen ist ausgeschlossen. 
Um Missverständnissen vorzubeugen erscheint es empfehlenswert, die Liste der gemeldeten 
Kandidierenden mit dem Hinweis zu veröffentlichen, dass auch nicht aufgeführte Kandidieren­
den wählbar sind und dass die Liste bis zum Stichtag noch ergänzt werden kann.
Schliesslich scheint bei Gesamterneuerungswahlen des Landrats zweckmässig, wenn neben 
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den Gemeinden auch die Standeskanzlei über die (bei den Gemeinden zu meldenden) Kandida­
turen informiert. Zu diesem Zweck übermitteln ihr die Gemeindekanzleien die fristgerecht einge­
reichten Meldungen (Abs. 3).

Artikel 18o

Dieser Verweis zielt auf Artikel 47 Absatz 1 bis BPR. Demnach können bei eidgenössischen 
Wahlen (d. h. bei Nationalratswahlen) die Kandidaturen bis zum 48. Tag vor dem Wahltag der 
Standeskanzlei gemeldet werden. Diese publiziert die Meldungen elektronisch und im kantona­
len Amtsblatt.

Artikel 19a

Diese Bestimmung entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Artikel 23a. Verzichtet wird auf 
Absatz 3 der Bestimmung, zumal das Stimmgeheimnis in jedem Fall zu wahren ist.

Artikel 22

Dass das Rücksendekuvert bis Urnenschluss (12.00 Uhr) eingeworfen werden kann, ist eine 
wichtige Regel, die ausdrücklich festgehalten werden soll.

Artikel 23 Absatz 2 und 3

Bisher durften die Rücksende- und Stimmkuverts erst ab 9.00 Uhr geöffnet werden. Neu sollen 
die Gemeinden bereits am frühen Morgen mit dem Auszählen beginnen dürfen, sofern dies ih­
rem Bedürfnis entspricht. Die Standeskanzlei kann hierzu Weisungen erlassen, insbesondere 
um allfällige Missbräuche vorzubeugen.

Artikel 23a

Diese Bestimmung findet sich neu in Artikel 19a.

Artikel 27 Absatz 3

Diese Bestimmung findet sich neu in Artikel 30a.

Artikel 30a

Diese Bestimmung ersetzt Artikel 27 Absatz 3, zumal das Weisungsrecht des Kantons nicht auf 
den Stimmrechtsausweis begrenzt sein sollte. Vielmehr soll er Anweisungen zur Ausgestaltung 
des gesamten Stimmmaterials treffen können. Vorgeschlagen wird zudem, dass neu die Stan­
deskanzlei und nicht mehr der Regierungsrat die Weisungen erlässt, was stufengerecht und 
praktikabler erscheint.



10
 

 

Artikel 31

Absatz 1 bleibt inhaltlich unverändert, wird jedoch etwas verständlicher formuliert. Die Rege­
lung betreffend des frühere Zustellens der Abstimmungsvorlage und der Erläuterungen wird in 
den Absatz 2 verschoben.

Bislang waren die Gemeinden gemäss Absatz 2 ermächtigt, die Abstimmungsvorlage und die Er­
läuterungen pro Haushalt nur einmal zuzustellen. Da die Gemeinden davon keinen Gebrauch 
gemacht haben, soll die Regelung wegfallen.

Zu Absatz 3: In der Praxis hat sich gezeigt, dass im Falle eines zweiten Wahlgangs die Dreiwo­
chenfrist von Absatz 1 seitens der Gemeinden und des Kantons kaum eingehalten werden kann. 
Dies insbesondere, da für den Druck und das Verpacken des Stimmmaterials verwaltungsex­
terne Dienstleistende beigezogen werden müssen. Das Stimmmaterial soll deshalb später zu­
gestellt werden dürfen.

7. Abschnitt: Persönliche Stimmabgabe an der Urne (Abschnittstitel)

Inhaltlich behandelt dieser Abschnitt nicht, wie der bisherige Abschnittstitel vermuten liess, die 
Durchführung von Abstimmungen und Wahlen im Allgemeinen, sondern lediglich die persönli­
che Stimmabgabe an der Urne (in Ergänzung zur brieflichen [Art. 20 ff.] und elektronischen 
Stimmabgabe [Art. 24]). Dies soll nun im Titel verdeutlicht werden. Anwenderfreundlich wäre 
eine Regelung der drei Formen der Stimmabgabe (brieflich, elektronisch und persönlich) in ei­
nem Abschnitt; dies würde jedoch eine weitgehende Umstrukturierung des Gesetzes erfordern, 
die den Rahmen einer Teilrevision sprengen würde.

Artikel 33

Diese Regel gilt auch bei der brieflichen Stimmabgabe und passt nicht (mehr) in diesen Ab­
schnitt. Da sich die Regel indirekt auch aus Artikel 26 Absatz 1 i. V. m. Artikel 29 Absatz 3 ergibt, 
kann darauf verzichtet werden.

Zu Artikel 40, 41 und 43

Bislang unterscheidet das kantonale Recht lediglich zwischen «gültigen», «leeren» und «ungülti­
gen» Stimmen (siehe Art. 41 ff. WAVG). Die Praxis kennt daneben jedoch seit längerer Zeit den 
Begriff der «nichtigen» Stimmzettel. Nichtige Stimmzettel weisen derart qualifizierte Mängel auf, 
dass sie gar nicht als abgegebene Stimme betrachtet werden können. Sie werden deshalb so 
behandelt, als würden sie nicht existieren. Dementsprechend werden nichtige Stimmzettel in 
keine Zählung einbezogen und werden somit auch nicht unter der Rubrik «Stimmende» berück­
sichtigt.

Bislang wurde die Unterscheidung den kommunalen Urnenbüros von der Standeskanzlei im 
Rahmen der Gesamterneuerungswahlen des Landrats anhand eines Leitfadens lediglich emp­
fohlen. Dieses Vorgehen befriedigt aus rechtsstaatlicher Perspektive nicht. Deshalb soll das 
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WAVG als wesentliche Neuerung die nichtigen Stimmen ausdrücklich ordnen.

Der Vorbehalt von Artikel 43 Absatz 2 wird gestrichen, zumal er sinn- und zwecklos erscheint.

Zu Artikel 50a

Der Begriff «stille Nachwahl» wird - wie überall im Erlass - durch den Begriff «stiller zweiter Wahl­
gang» ersetzt.

Absatz 2 regelte bisher, dass allfällige Ersatzvorschläge innert fünf Tagen seit der Mitteilung bei 
der Gemeindekanzlei einzureichen sind. Mit dieser Bestimmung wurde Bezug genommen auf 
die Regel von Artikel 18i Absatz 3, wonach die Gemeindekanzlei für Verbesserungen des Wahl­
vorschlags und das Einreichen allfälliger Ersatzvorschläge eine Frist bis zum sechstletzten 
Dienstag vor dem Wahltag anzusetzen hat. Die bisherige Bestimmung verkürzte diese Frist für 
Ersatzvorschläge auf fünf Tage und liess offen, innert welcher Frist andere Verbesserungen nach 
Artikel 18i Absatz 3 einzureichen waren. Die Frist für solche Verbesserungen ist künftig ebenfalls 
auf fünf Tage anzusetzen.

Artikel 56 Absatz 3

Dauerstimmrechtsausweise kommen in der Praxis nicht (mehr) vor, weshalb sie in Absatz 3 
auch nicht mehr zu erwähnen sind.

Artikel 65

Zu Absatz 1: Das Erfordernis der gesammelten Einreichung der Unterschriftenlisten erscheint 
nicht mehr praktikabel und wird fallengelassen.

Zu Absatz 4: Die bisherige Bestimmung, wonach bei Mehrfachunterschriften keine Unterschrift 
bescheinigt wird, erweist sich als (technisch) überholt und nicht mehr erforderlich. Künftig wird 
in solchen Fällen eine Unterschrift gezählt.

Artikel 88 Absatz 1

Die Androhung von Haft für Übertretungen ist veraltet. In Übereinstimmung mit dem Strafrecht 
des Bundes wird nur noch eine Busse angedroht (vgl. Art. 103 des Schweizerischen Strafgesetz­
buches [StGB]; SR 311.0). Es gilt der Bussenrahmen nach StGB.

Artikel 17 Absatz 3 Gemeindegesetz

Bisher regelte Artikel 14 Absatz 4 des WAVG den Amtsantritt der Gemeindebehörden, der an 
sich nicht in den Regelungsbereich des WAVG fällt. Deshalb soll die Bestimmung nahezu unver­
ändert ins Gemeindegesetz verschoben werden (siehe Bemerkung zu Art. 14 Abs. 4 WAVG)



12
 

 

Artikel 27 Absatz 2 Proporzgesetz

Wie im WAVG ist auch im Proporzgesetz der Begriff der Nachwahl durch den des zweiten Wahl­
gangs zu ersetzen.

5. Finanzielle und personelle Auswirkungen

Über alles gesehen ist mit keinen wesentlichen finanziellen und personellen Auswirkungen die­
ser Vorlage zu rechnen. Das neue Instrument der freiwilligen Meldung der Kandidatur sowie die 
damit verbundene Veröffentlichung der fristgerecht gemeldeten Kandidaturen bringt für die Ge­
meindekanzleien und die Standeskanzlei einen gewissen zusätzlichen personellen Aufwand mit 
sich, der sich jedoch in engen Grenzen halten dürfte. Auch die technische Umsetzung der Publi­
kation der Kandidaturen - sei es auf den Websites, in den Anschlagkästen der Gemeinden oder 
im kantonalen Amtsblatt - sollte ohne nennenswerten finanziellen Zusatzaufwand möglich sein.

IV. Antrag

Gestützt auf diesen Bericht beantragt der Regierungsrat dem Landrat, folgenden Beschluss zu 
fassen:

Die Änderung des Gesetzes über die geheimen Wahlen, Abstimmungen und die Volksrechte, 
wie sie in der Beilage enthalten ist, wird beschlossen.

Beilagen
LA.2025-0571 II. Beilage 1 zu Bericht und Antrag des Regierungsrats
LA.2025-0571 III. Beilage 2 zu Bericht und Antrag des Regierungsrats


